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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Bebauungsplan „Wilhelmsgarten -Süd“, IN 247  
Änderung der Bebauungspläne IN 50 Baublock 10/6 a, 4. Änderung vom 05.03.1979 
sowie IN 193 „Bohlweg-Ost“, Baublock 10/6 a, 5. Änder ung vom 09.10.1987 
Stadtgebiet zwischen Steinweg, Bohlweg, Wilhelmsgarten und Wilhelmstraße 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 
 
 
"1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-

mäß § 4 (2) BauGB sowie der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen der Verwaltung gemäß der Anlage 6 zu 
behandeln. 

  2. Der Bebauungsplan „Wilhelmsgarten-Süd“, IN 247, bestehend aus dem Geltungsbereich 
und den textlichen Festsetzungen, wird in der während der Sitzung ausgehängten Fassung 
gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 

 
  3. Die zugehörige Begründung wird beschlossen.“ 
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Aufstellungsbeschluss und Planungsziel 
 
Am 20.08.2013 hat der Verwaltungsausschuss die Aufstellung des Bebauungsplanes „Wil-
helmsgarten-Süd“, IN 247, beschlossen (DS Nr.16236/13). Ziel ist es, das geltende Planungs-
recht dahingehend zu ändern, dass dort auch Wohnnutzung zulässig ist. Hintergrund ist der 
Wunsch des Eigentümers, im ehemaligen Druckereigebäude Einzelhandel, Büronutzung durch 
das Studentenwerk sowie studentisches Wohnen (Appartements) vorzusehen. 
 
Aufstellung im beschleunigten Verfahren / Informati on der Öffentlichkeit 
 
Die Bebauungsplanänderung wurde im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB durchge-
führt, da sie der Wiedernutzbarmachung von innerstädtischen Flächen dient. Von der frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB sowie von der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden gemäß § 4 (1) BauGB wurde abgesehen. Die Öffentlichkeit konnte sich in der Bera-
tungsstelle Planen-Bauen-Umwelt über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung in der 
Zeit vom 20.8.2013 bis 6.9.2013 unterrichten lassen. Dort bestand auch die Möglichkeit, sich 
zur Planung zu äußern. 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB  
 
Die Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB hat in der Zeit vom 8.10.2013 bis zum 11.11.2013 statt-
gefunden. 
 
Es wurden keine gravierenden Einwendungen vorgebracht, die zu einer wesentlichen Änderung der 
Planung geführt hätten. 
 
Der Auszug des Druckereibetriebes wurde mehrheitlich positiv bewertet. Durch die geplante Einzel-
handelsnutzung im Erdgeschoss könne eine innerstädtische Öffnung eines Gebäudekomplexes 
erreicht werden, der bislang der Öffentlichkeit verschlossen war. Aus Sicht des Stadtheimatpflegers 
wäre eine solche Öffnung auch im Bereich des Durchgangs vom Wilhelmsgarten zum Bohlweg 
wünschenswert. 
 
Die Stellungnahmen der TÖB sind der Vorlage zum Satzungsbeschluss als Anlage 6 beigefügt und 
dabei mit einer Stellungnahme der Verwaltung versehen. 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Während der öffentlichen Auslegung vom 11.2.2013 bis 11.3.2014 wurde lediglich eine Anre-
gung vorgebracht. Eine Anregung gleichen Inhalts wurde bereits zur TÖB-Beteiligung vorgeb-
racht. Die Stellungnahme ist in der Anlage Nr. 7 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und 
einem Vorschlag der Verwaltung versehen. 
 
Empfehlung 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in der Anlage 6 und 7 aufgeführten Stellungnahmen den Vorschlägen der 
Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan „Wilhelmsgarten-Süd“, IN 247, als Sat-
zung sowie die Begründung zu beschließen. 
 
 
Die Zuständigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG. 
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Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Übersichtskarte 
Anlage 2: Planzeichnung 
Anlage 3: Planzeichenerklärung 
Anlage 4: Textliche Festsetzungen 
Anlage 5: Begründung 
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB  
Anlage 7: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 (2) BauGB 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer 
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Bebauungsplan 
Wilhelmsgarten Süd Nr. 247 
Begründung 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 25. März 2014 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


 
1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) 


 
1.3 Planzeichenverordnung (PlanZV) 


 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) 


 
1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 


 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. S. 1274), zu-
letzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 (BGBl I S. 1943) 


 
1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 


 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Art. 2 und 4 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) 


 
1.6 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 


 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2794) 
 


1.7 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) 
 


in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 
 
1.8 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 


 


in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46) 
 
1.9 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 


 


in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geän-
dert durch Art. 1 des Gesetzes vom 16. Dezember 2013 (Nds. GVBI S. 307) 
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1 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Im Niedersächsischen Landes-Raumordnungsprogramm 2008 und im Regi-
onalen Raumordnungsprogramm (RROP) 2008 für den Großraum Braun-
schweig ist die Stadt Braunschweig - seit 2002 im oberzentralen Verbund mit 
den Nachbarstädten Wolfsburg und Salzgitter - als Oberzentrum verbindlich 
festgelegt. 
 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm unterliegt der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans IN 247 der Funktionszuweisung Oberzentrum. Das Gebiet 
ist als vorhandener Siedlungsbereich, der bauleitplanerisch gesichert ist, ge-
kennzeichnet. 
 


2.2 Flächennutzungsplan  
 
Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans gelten die Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Braunschweig in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. Oktober 2005. Er stellt in seiner derzeit geltenden 
Fassung für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes gemischte Bau-
fläche dar. 
 


2.3 Bebauungspläne 
Dieser Bebauungsplan ändert und ergänzt die Festsetzungen der nachfol-
gend mit den jeweiligen Bekanntmachungsdaten aufgezählten rechtswirksa-
men Bebauungspläne: 
 


• IN 50 „Baublock 10/6a“ vom 5.3.1979 (BauNVO 1968) 
sowie 


• IN 193 „Bohlweg Ost“ vom 9.10.1987 (BauNVO 1977). 
 


Die dortigen planungsrechtlichen Bestimmungen bleiben weiterhin gültig, 
soweit sie den in diesem Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen nicht 
widersprechen. 
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2 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Die Fa. Hans Oeding GmbH & Co. KG zieht nach über 100 Jahren am inner-
städtischen Produktionsstandort in der Wilhelmstraße 1 mit der Druckerei 
nach Rautheim. Die bestehenden Gebäude sollen umgenutzt werden. Ange-
dacht sind dort neben Einzelhandel im EG Büronutzungen (Studentenwerk) 
und Wohnappartements für Studenten ab dem 1. OG. 
 
Durch die geplante Nutzungsänderung des Gewerbestandortes in ein Büro- 
und Geschäftshaus mit Studentenappartements (Wohnen) sind die beiden 
o.g. Bebauungspläne IN 50 sowie IN 193 betroffen. Beide rechtskräftigen 
Pläne schließen für diesen Bereich eine Wohnnutzung aus. 
 
Aus heutiger Sicht scheint in dieser Kerngebietslage eine rein gewerbliche 
Nutzung nur schwer realisierbar zu sein. Die geplante Mischung aus Einzel-
handel, Büro- und Wohnnutzung wird aus stadtplanerischer Sicht befürwor-
tet. Daher werden mit dem Bebauungsplan IN 247 die beiden genannten Be-
bauungspläne dahingehend geändert, dass dort auch eine Wohnnutzung zu-
lässig wird. 
 


3 Umweltbelange 
 
Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im Sinne 
von § 13a BauGB aufgestellt. Die Planung sieht vor, einen demnächst leer-
fallenden innerstädtischen Gewerbestandort umzunutzen. Es handelt sich 
somit um eine Maßnahme der Innenentwicklung. 
 
Die durch die Festsetzungen mögliche zulässige Grundfläche beträgt knapp 
2500 m². Andere Bebauungspläne, die einer Aufstellung dieses Bebauungs-
planes im Sinne des § 13 a BauGB entgegen sprechen, liegen nicht vor. Das 
Gebiet beidseitig des Steinwegs wird aktuell mit dem Bebauungsplan IN 232 
„Steinweg“ überplant. Dieser Bebauungsplan hat das Ziel, die Werbeanlagen 
am Steinweg, einer durch 50er-Jahre-Bauten geprägten kleinteiligen Laden-
straße der Braunschweiger City, einheitlich zu regeln. 
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll ausschließlich eine Nutzungsän-
derung innerhalb vorhandener Gebäude ermöglicht werden. Damit sind Vor-
haben, die der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterliegen, nicht geplant. Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung von FFH- 
oder Vogelschutzgebieten sind nicht erkennbar. Die Voraussetzungen für die 
Anwendung des beschleunigten Verfahrens sind somit erfüllt. 
 
Im Verfahren nach § 13 a BauGB wird eine Umweltprüfung nicht durchge-
führt und ein Umweltbericht nicht erstellt. Naturschutzfachliche Eingriffe, die 
auf Grund des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten im Sinne der Ein-
griffsregelung als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
Ein naturschutzfachlicher Eingriffsausgleich ist somit nicht erforderlich, eine 
Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung wird nicht vorgenommen. 
 
Nachfolgend werden die Umweltbelange dargelegt, soweit sie mit der Pla-
nung in Zusammenhang stehen. 
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4.1 Mensch und Gesundheit 
 
Die Umnutzung des innerstädtischen Druckereiproduktionsstandortes in ein 
Büro- und Geschäftsgebäude mit Wohnnutzung wertet die umliegenden Bü-
roarbeitsplätze und Wohnungen auf. 
 


4.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft, Klima, Luft 
 
Ein baulicher Eingriff wird durch diesen Bebauungsplan nicht vorbereitet. 
Daher werden Tiere, Pflanzen, das Landschaftsbild sowie das (Klein-)Klima 
und die Luftqualität nicht beeinträchtigt. 
 


4.3 Boden 
 
Eine weitere Versiegelung des Bodens wird durch diesen Bebauungsplan 
nicht vorbereitet. 
 


4.4  Wasser 
 
Vor der Umnutzung fallen Abwässer aus der Druckereiproduktion sowie einer 
Büronutzung an. Nach der geplanten Umnutzung sind es Abwässer aus 
Handel, Büro- und Wohnnutzung. Allerdings lässt dieser Bebauungsplan 
auch weiterhin eine gewerbliche Nutzung des Grundstückes zu. 
 


4.6 Lärm 
 
Vor der Umnutzung emittiert die Druckerei sowohl durch ihren Produktions-
betrieb als auch durch den anfallenden Lieferverkehr. Nach der Umnutzung 
entfällt zwar die Emission durch die Druckereiproduktion, es wird jedoch wei-
terhin eine Belieferung des geplanten Einzelhandels stattfinden. 
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4 Begründung der Festsetzungen 
 
5.1 Art der baulichen Nutzung 


 
Das Plangebiet liegt im innerstädtischen Citybereich und damit in einer klas-
sischen Kerngebietszone. Daher wird die derzeitige Ausweisung eines Kern-
gebietes nicht geändert. Es werden jedoch die vom Gesetzgeber in einem 
Kerngebiet zulässigen Nutzungen im Sinne der Feinsteuerungsmöglichkei-
ten, die die Baunutzungsverordnung bietet, dahingehend geändert, dass dort 
auch eine Wohnnutzung möglich ist. Damit gilt für die Art der baulichen Nut-
zung im gesamten Plangebiet die derzeit aktuelle BauNVO von 1990/1993. 
 
Im gesamten Plangebiet sind gemäß § 7 BauNVO kerngebietstypische Nut-
zungen wie Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, Einzelhandelsbe-
triebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewer-
bes, sonstige nicht wesentlich störenden Gewerbebetriebe sowie Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke allge-
mein zulässig. 
 
Wohnungen sind ab dem 1. OG allgemein zulässig. Das EG soll im gesam-
ten Plangebiet ausschließlich kerngebietstypischen Nutzungen vorbehalten 
bleiben. Damit wird im EG eine innerstädtische Mischung aus Einzelhandel, 
Büros, Schank- und Speisewirtschaften sowie Kleingewerbebetrieben fest-
geschrieben. Dies soll zu einer innenstadttypischen Belebung des städti-
schen Straßenraumes beitragen. 
 
Tankstellen, die gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 5 BauNVO zulässig wären, werden 
ausgeschlossen, da derartige Nutzungen weder aus verkehrstechnischen 
Gründen an dieser Stelle notwendig noch hinsichtlich ihres baulichen Er-
scheinungsbildes erwünscht sind. 
 
Weiterhin werden Spielhallen und Wettbüros, die gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2 
BauNVO in einem Kerngebiet zulässig wären, ausgeschlossen. Gemäß 
„Steuerungskonzept Vergnügungsstätten“ der Stadt Braunschweig, das im 
November 2012 vom Rat der Stadt beschlossen wurde, sind Vergnügungs-
stätten wie Spielhallen und spielhallenähnliche Wettbüros im gesamten 
Plangebiet unzulässig. 
 


5.2 Weitere Festsetzungen 
 


Die Festsetzungen der Bebauungspläne IN 50 und IN 193, die dem vorlie-
genden Bebauungsplan nicht widersprechen, gelten weiter. 
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5 Gesamtabwägung 
 
Ziel des vorliegenden Bebauungsplanes ist, zwei rechtskräftige Bebau-
ungspläne zu ändern, um dort Wohnnutzung zuzulassen. Dazu wird im 
IN 247 die Art der baulichen Nutzung neu geregelt. Darüber hinaus werden 
keine weiteren Festsetzungen getroffen. 
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll die Umnutzung eines innerstädti-
schen Gewerbestandortes ermöglicht werden. In einer typischen Kernge-
bietslage ist eine Mischung aus Einzelhandel, Büronutzung und Wohnen ge-
plant. Dazu sind keine Neubauten und damit auch keine weitere Versiege-
lung von Boden vorgesehen. 
 
In der Gesamtabwägung trägt die geplante Umnutzung der ehemaligen Dru-
ckereigebäude in Büro- und Geschäftshäuser mit Studentenappartements 
mit zu einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung in der Wilhelmsstraße 
bei. Belange des Umweltschutzes sind nicht berührt. 
 


6 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 


Das Plangebiet umfasst eine Fläche von knapp 2500 m2. Davon sind etwa 
2000 m2 bebaut. Der Rest sind private Erschließungsflächen. 
 


7 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen 


 
Mit diesem Bebauungsplan werden keine baulichen Maßnahmen der Stadt 
Braunschweig ausgelöst. Der Bebauungsplan soll ausschließlich das gelten-
de Planungsrecht dahingehend ändern, dass durch private Investitionen ein 
leerfallender innerstädtischer Gewerbestandort im Sinne einer nachhaltigen 
städtebaulichen Entwicklung weiter genutzt werden kann. 
 


8.2 Kosten, Finanzierung und Grunderwerb 
 
Der Stadt Braunschweig entstehen durch die Aufstellung dieses Bebauungs-
planes keine weiteren Kosten. Die Stadt hat keinen Grunderwerb zu tätigen. 
 
 


8 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Für den Bereich Bohlweg/Steinweg/Wilhelmstraße/Wilhelmsgarten ist ein 
Umlegungsverfahren aufgrund der Vorgängerbebauungspläne eingeleitet, 
das auch das Grundstück Wilhelmstr. 1 beinhaltet. Durch den vorliegenden 
Bebauungsplan IN 247, „Wilhelmsgarten Süd“, wird die Durchführung der 
Umlegung nicht berührt und ist auch keine erneute Anordnung bzw. Einlei-
tung des Umlegungsverfahrens erforderlich. 
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9 Außer Kraft tretende Bebauungspläne, Beseitigung des Rechtsscheines 
unwirksamer Pläne 
 
Dieser Bebauungsplan ändert und ergänzt die Festsetzungen der rechtswirk-
samen Bebauungspläne IN 50 „Baublock 10/6a“ vom 5.3.1979 (BauNVO 
1968) und IN 193 „Bohlweg Ost“ vom 9.10.1987 (BauNVO 1977). Die dorti-
gen planungsrechtlichen Bestimmungen bleiben weiterhin gültig, soweit sie 
den in diesem Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen nicht widerspre-
chen. 
 
Weitere Bebauungspläne sind von diesem Bebauungsplan nicht betroffen. 
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 Anlage 4 
 
 
 
 
 


Bebauungsplan 
Wilhelmsgarten Süd IN 247 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
Dieser Bebauungsplan ändert und ergänzt die Fest-
setzungen der nachfolgend mit den jeweiligen Be-
kanntmachungsdaten aufgezählten rechtswirksamen 
Bebauungspläne: 
IN 50 „Baublock 10/6a“ vom 5.3.1979 (BauNVO 
1968) 
IN 193 „Bohlweg Ost“ vom 9.10.1987 (BauNVO 
1977). 
Die dortigen planungsrechtlichen Bestimmungen 
bleiben weiterhin gültig, soweit sie den in diesem 
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen nicht 
widersprechen. 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1. Im gesamten Planungsgebiet ist gemäß § 7 


BauNVO Kerngebiet festgesetzt. Folgende Nut-
zungen sind gemäß § 7 BauNVO allgemein zu-
lässig: 
• Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäu-


de, 
• Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Spei-


sewirtschaften, Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, 


• sonstige nicht wesentlich störenden Gewer-
bebetriebe, 


• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke, 


• Wohnungen ab dem 1. OG. 
 
2. Im gesamten Planungsgebiet sind insbesonde-


re folgende Nutzungen nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes: 
• Spielhallen und Wettbüros, 
• Tankstellen. 
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 Anlage Nr. 6 
 Stand: 20.3.2014 
 
 
 
 


Bebauungsplan 
Titel „Wilhelmsgarten Süd Nr. 247 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, der Gemeinden sowie sonstiger Stellen 
 
Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB vom 8.10.2013 bis 11.11.2013 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 von Braun-
schweiger Verkehrs AG 
Schreiben vom 15.10.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


Hinweis: „…In absehbarer Zeit plant die 
Verkehrs-AG, die Gleisanlagen am Bohl-
weg bestandsnah zu sanieren. Auswir-
kungen auf den hier vorliegenden B-Plan 
sind nicht erkennbar. …“ 


Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist 
nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 2 von BS ENERGY 
Schreiben vom 17.10.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


„das Gebiet Wilhelmsgarten-Süd wird 
komplett mit Fernwärme aus Kraftwärme-
Kopplung des Braunschweiger Fernwär-
menetzes mit einem Primärenergiefaktor 
von 0,54 versorgt. Hierdurch entstehen 
keine Emissionen und Immissionen aus 
örtlichen Wärmeerzeugungsanlagen für 
die Gebäudeheizung sowie Warmwas-
serbereitung. Es sind hierzu diverse 
Fernwärme-Trassen im benannten Ge-
biet vorhanden bzw. weiterhin vorgese-
hen. 
Im Zuge der geplanten Nutzungsände-
rung des o.g. Gebietes bitten wir Sie 
deshalb zu berücksichtigen, dass eine 
Weiterführung der Fernwärme-
Versorgung aus zentraler Kraftwärme-
Kopplung seitens BS ENERGY ange-
strebt wird. Hierdurch ist insbesondere 
die Einhaltung der bestmöglichen Luft-
qualität im benannten Gebiet voll berück-
sichtigt und würde zusätzliche Emissio-
nen vor Ort, auch durch eine mögliche 


Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Weiterführung der bestehenden 
Fernwärme-Versorgung wird begrüßt. 
Jedoch wird die Fernwärme-Versorgung 
nicht im Bebauungsplan geregelt. 
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dezentrale Kraftwärme-Kopplung-
Erzeugung nicht erforderlich machen.“ 
Anlage: Lageplan der Fernwärme-
Trassen 
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist 
nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 3 von Kabel 
Deutschland 
Schreiben vom 11.11.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Im Planbereich befinden sich Telekom-
munikationsanlagen unseres Unterneh-
mens, deren Lage auf den beiliegenden 
Bestandsplänen (M 1:500) dargestellt ist. 
In welchem Maße diese aufgenom-
men/gesichert/wiederverlegt werden 
müssen, kann von uns zur Zeit nicht be-
urteilt werden. Sollte eine Umverlegung 
unserer Telekommunikationsanlagen er-
forderlich werden, findet sicherlich zu ge-
gebener Zeit ein Koordinierungsgespräch 
mit den betroffenen Versorgern statt, zu 
dem wir um möglichst frühzeitige Einla-
dung bitten. Wir weisen darauf hin, dass 
unsere Anlagen bei der Bauausführung 
zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht 
überbaut und vorhandene Überdeckun-
gen nicht verringert werden dürfen.“ 


Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist 
nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 4 von Stadtheimat-
pfleger Innenstadt 
Schreiben vom 06.11.2013 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Die mit dem Auszug des Druckereibe-
triebs vorgesehene Umnutzung der bis-
herigen Betriebsstätte zu gewerblichen 
Zwecken und zu einer Wohnnutzung ist 
als positiv zu bewerten. Damit wird eine 
Öffnung der Erdgeschosszonen ermög-
licht, die bisher auf Grund der Nutzung 
als Produktionsbetrieb für den Passanten 
unzugänglich waren. Wünschenswert 
wäre, eine solche Öffnung auch im Be-
reich der Passage Wilhelmsgarten vorzu-
sehen und damit diese Wegeverbindung 
aufzuwerten. Auch im Hinblick auf stadt-
bildgestalterische Aspekte bietet die vor-
gesehene Umnutzung gewisse Möglich-


Die Fußwegeverbindung Wilhelmstraße – 
Bohlweg ist nicht Bestandteil des Bauleit-
planverfahrens. Der Hinweis kann jedoch 
im Zuge weiterer Planungen berücksich-
tigt werden. 
Die stadtbildgestaltenden Aspekte der 
Fassadengestaltung werden im Bauge-
nehmigungsverfahren abgestimmt. 
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keiten (Fassadengestaltung).“ 
  


Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist 
nicht erforderlich. 


Stellungnahme Nr. 6 von BS Netz 
Schreiben vom 12.11.2013 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Stromversorgung: Im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes verlaufen 20kV 
und 0,4kV Versorgungsleitungen, welche 
die auf dem Gelände befindlichen Kun-
denstationen und angrenzenden öffentli-
chen Bereiche versorgen. Diese notwen-
digen Versorgungstrassen dürfen nicht 
überbaut werden, sowie jederzeit zu-
gänglich sein. Im Hinblick einer zukünfti-
gen Erschließung können sich Verände-
rungen aus Sicht der Stromversorgung 
ergeben. 
Eigene Planungsabsichten bestehen der-
zeit nicht.“ 


Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist 
nicht erforderlich. 
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Bebauungsplan 
Titel „Wilhelmsgarten Süd Nr. 247 
Behandlung der Stellungnahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit. 
 
Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vom 11.2.2014 bis 11.3.2014 
Stellungnahmen, die ausschließlich beinhalten, dass der Planung zugestimmt wird 
oder keine Bedenken bestehen, werden nicht wiedergegeben. 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 von Kabel 
Deutschland 
Schreiben vom 10.3.2014 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Im Planbereich befinden sich Telekom-
munikationsanlagen unseres Unterneh-
mens, deren Lage auf den beiliegenden 
Bestandsplänen (M 1:500) dargestellt ist. 
In welchem Maße diese aufgenom-
men/gesichert/wiederverlegt werden 
müssen, kann von uns zur Zeit nicht be-
urteilt werden. Sollte eine Umverlegung 
unserer Telekommunikationsanlagen er-
forderlich werden, findet sicherlich zu ge-
gebener Zeit ein Koordinierungsgespräch 
mit den betroffenen Versorgern statt, zu 
dem wir um möglichst frühzeitige Einla-
dung bitten. Wir weisen darauf hin, dass 
unsere Anlagen bei der Bauausführung 
zu schützen bzw. zu sichern sind, nicht 
überbaut und vorhandene Überdeckun-
gen nicht verringert werden dürfen.“ 


Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist 
nicht erforderlich. 
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